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Symposium zu Neue Sachlichkeit
Flankierend zur Ausstellung und zum

Jubiläum ist ein öffentliches und interdis-
ziplinäres Symposium zum Thema „100
Jahre Neue Sachlichkeit. Musik – Literatur
– Bildende Kunst – Film“ geplant, das vom
16. bis 18. Januar stattfindet. Das Symposi-
um wird Konzepte der Neuen Sachlichkeit
für die kunsthistorischen Wandlungen in
Malerei und Graphik ebenso beleuchten
wie Tendenzen in Musik, Literatur und
Film. Die thematischen Schwerpunkte lie-
gen insbesondere auf den unbekannteren
Künstlerinnen und Künstlern der Neuen
Sachlichkeit, den audiovisuellen Medien
sowie der künstlerischen Rezeption der

neuen Sachlichkeit in den 1930er und 40er
Jahren. Referate halten u.a. Sabina Be-
cker, Nils Grosch, Florian Illies, Maren
Lickhardt, Claudia Öhlschläger, Anja Rich-
ter, Lynette Roth, Nicole Strohmann und
Natan Sznaider. Die Tagungsorte sind die
Kunsthalle Mannheim (16. Januar), die
Staatliche Hochschule für Musik und Dar-
stellende Kunst Mannheim (17. Januar) so-
wie die Universität Mannheim (18. Janu-
ar).

Weitere Informationen:

https://1920er.art

Beliebteste Vornamen 2024
Jedes Jahr wird die Liste der beliebtesten
Vornamen des Vorjahres für Neugebore-
ne mit Spannung erwartet. Folgende
Übersicht gibt Auskunft darüber, welche
Vornamen von den Eltern am häufigsten
ausgewählt wurden und damit zu den be-
liebtesten Vornamen im Jahr 2024 in
Mannheim zählen.
Mädchen:

Emma (27)
Emilia (18)
Mila (17)
Lina (16)
Malia, Olivia und Sophia (jeweils 15)
Ela (14)
Ida, Lara und Lea (jeweils 13)

Jungen:
Noah (27)

Liam (21)
Leon (20)
Emil (19)
Luca (18)
Leano und Paul (jeweils 16)
Samuel (15)
Anton, Felix und Theo (jeweils 14)

Die Auflistung bezieht sich ausschließ-
lich auf den ersten eingetragenen Vorna-
men. In den Klammern steht jeweils die
Anzahl der Kinder mit diesem Namen.
2023 waren bei den Mädchen Mia (25)
und bei den Jungen Noah (28) die Spit-
zenreiter. Insgesamt wurden 2024 in
Mannheim laut Standesamt 3.736 Gebur-
ten beurkundet. 2023 waren es 3.717 Ge-
burten.

Aufwertung Spielplatz Feldstraße
Der Spielplatz in der Feldstraße, Ecke Hö-
henstraße, bekommt viele neue Spielgerä-
te. Die Stadt Mannheim saniert den Feu-
denheimer Spielplatz ab Mitte Januar und
wertet ihn erheblich auf. Auch rollstuhlge-
rechte Spielgeräte werden dabei sein sowie
ein eigener Bereich für Jugendliche. Die Ar-
beiten sind voraussichtlich Ende April be-
endet.

Rund 150.000 Euro investiert die Stadt
Mannheim, damit in der Feldstraße ein
Treffpunkt für Familien und Jugendliche
entsteht. Auch ältere Menschen legen hier
gerne eine Pause beim Spaziergang ein, für
sie wird es künftig mehrere Bänke geben.
Für die Jüngsten wird es ein Sandspielgerät
mit einer kleinen Rutsche geben, für größe-
re Kinder eine Kletterstrecke mit Seilen,
Netzen und Feuerwehrstange. Eine Steh-
wippe wird für Spaß und Gleichgewichts-
training sorgen, eine Tischtennisplatte lädt
Menschen jeden Alters ein. Mit oder ohne
Rollstuhl können das Trichter-Telefon und
der unterfahrbare Sandeltisch genutzt
werden. Die Hangrutsche hat einen verlän-
gerten Einsitzbereich, damit Kinder aus

dem Rollstuhl gut einsteigen können. Auch
die Wippe lässt sich mit oder ohne Roll-
stuhl nutzen. Jugendliche bekommen ein
Holzpodest als „Chillecke“, in der sie unter
sich sind. Das Podest kann auch als Bühne
für Veranstaltungen benutzt werden.

Im Februar 2024 lud die Stadt Eltern, Kin-
der, Politik und alle Interessierten auf den
Spielplatz ein, um die Planung für die Sa-
nierung vorzustellen und Rückmeldungen
einzuholen. Daraufhin wurde die Planung
überarbeitet, jetzt starten die Bauarbeiten.

Die Stadt Mannheim trägt seit Januar
2023 das Siegel „Kinderfreundliche Kom-
mune“ und setzt damit noch konsequenter
die UN-Kinderrechte um. Für Mannheim
ist es eine Selbstverständlichkeit, gemein-
sam mit Kindern und Jugendlichen zu pla-
nen und sie an kommunalen Entschei-
dungsprozessen zu beteiligen. Mit der Sa-
nierung des Spielplatzes setzt der Stadt-
raumservice Mannheim das Spielplatzkon-
zept weiter um. Das Konzept wurde vom
Gemeinderat beschlossen und gibt vor,
welche Spielplätze in Mannheim saniert
werden sollen.

Roberto Rizzi Brignoli weiter am NTM
Zur Spielzeit 2023/24 übernahm der in
Bergamo geborene Dirigent Roberto
Rizzi Brignoli das Amt des Generalmu-
sikdirektors am Nationaltheater Mann-
heim. Seinen bestehenden Dreijahres-
vertrag hat er um zwei weitere Spielzei-
ten verlängert. Damit setzt er seine er-
folgreiche Arbeit in Mannheim, die er
2023 aufnahm, bis zum August 2028
fort.

Als Experte für italienisches und fran-
zösisches Opernrepertoire gastierte Ro-
berto Rizzi Brignoli an renommierten
Häusern und Festivals, darunter an der
Metropolitan Opera in New York und
der Staatsoper Stuttgart, an La Monnaie
in Brüssel, am Concertgebouw Amster-
dam, an der Opéra de Lille und der
Opéra de Lausanne, am Bolschoi-Thea-
ter, am Teatro dell’Opera di Roma, am
Teatro Real de Madrid sowie an den
Chorégies d’Orange und der Deutschen
Oper Berlin, mit der ihn eine langjährige
Zusammenarbeit verbindet.

Auch im Konzertbereich ist er ein ge-
fragter Interpret, dessen Repertoire
symphonische Werke der Klassik, Ro-
mantik und Moderne umfasst. Er arbei-
tete mit zahlreichen bedeutenden
Klangkörpern zusammen, darunter dem
Orchestra dell’Arena di Verona, dem Or-
chestra Sinfonica del Teatro dell’Opera
di Roma, dem Orchestra Teatro Carlo
Felice in Genua, den Cameristi della Sca-
la, dem Orchestra Toscanini Parma, den
Orchestern der Deutschen Oper Berlin
und der Opéra de Lyon, dem Orchestre
National de France, dem Orchestre Na-
tional Bordeaux Aquitaine, dem Nether-
lands Radio Philharmonic Orchestra,
dem Tokyo Philharmonic Orchestra und
den Göteborg Symfonikern. Roberto
Rizzi Brignoli absolvierte sein Studium
am Mailänder Konservatorium Giusep-
pe Verdi. Am Teatro alla Scala arbeitete
er unter anderen mit Riccardo Muti zu-
sammen und dirigierte dort zahlreiche
Inszenierungen.

Neujahrsempfang der Stadt Mannheim
Traditionell am 6. Januar hat der Neujahrs-
empfang der Stadt Mannheim stattgefunden.
Es war der 25. seiner Art und er bot unter dem
Titel „MANNHEIM MITEINANDER“ mit dem
Themenschwerpunkt „Gesellschaftlicher Zu-
sammenhalt“ über 8.000 Besucherinnen und
Besuchern Gelegenheit, sich zu aktuellen
Mannheimer Themen zu informieren, mitein-
ander ins Gespräch zu kommen und durch
Musik, Sport und Tanz unterhalten zu wer-
den. In den Ausstellungsbereichen und auf
mehreren Bühnen haben sich rund 250 Verei-
ne, Verbände, Organisationen, Hochschulen
und städtische Einrichtungen mit über 1.400
Mitwirkenden präsentiert.

Bei der Ausstellung gab es Angebote für al-
le Altersgruppen und Interessen. So wurde
der Mehrgenerationenspielplatz Rheinau als
Beispiel für ein Beteiligungsprojekt präsen-
tiert, Neighbourhood Dating sollte den Aus-
tausch stärken und es gab „Gemeinsames
Singen“ mit dem Chorleiter der Musikschule
sowie einen generationsübergreifenden Auf-
tritt mit Jugendlichen und der Seniorensport-
gruppe. Es wurden unter anderem die Jubilä-
en 50 Jahre BUGA und 50 Jahre Fußgängerzo-
ne gefeiert, das Nationaltheater hat Einblicke
in die Theaterkunst geboten und Expertinnen
und Experten des Universitätsklinikums ha-
ben über innovative Behandlungsmethoden
informiert.

Der Festakt im nahezu komplett gefüllten
Mozartsaal wurde von Filmemacherin Merve
Uslu-Ersoy und Kugelstoß-Olympiasiegerin
Yemisi Ogunleye moderiert. Im Zentrum
stand die Neujahrsansprache von Oberbür-
germeister Christian Specht. Darin blickte er
zunächst auf das herausfordernde vergange-
ne Jahr zurück. Er erinnerte an den 31. Mai, an
dem der Polizist Rouven Laur bei einem Ein-
satz auf dem Marktplatz so schwer verletzt
wurde, dass er wenig später verstarb, und an
insgesamt 100 Demonstrationen zum Nah-
ostkonflikt. Specht lud alle Mannheimer
Gruppen und Initiativen, die sich für die Si-
tuation im Nahen Osten einsetzen, zum Ge-
spräch ein.

Während seiner Rede bat der Oberbürger-
meister Mohammad Alsaadi auf die Bühne,
der in Syrien geboren und 2024 in Mannheim
eingebürgert wurde. Dieser verlieh seiner
Dankbarkeit für seine Aufnahme und Integra-
tion in Deutschland Ausdruck.

Im Anschluss daran führte der Oberbürger-
meister aus, welche Konsequenzen der Mitte
Dezember aufgestellte Doppelhaushalt
2025/26 hat. So soll 2025 beispielsweise eine
tragfähige Perspektive für das Stadthaus N 1
mit Einbeziehung der Stadtbibliothek entwi-
ckelt werden. Trotz aller Herausforderungen
ist sich Specht jedoch sicher, dass Mannheim

allen Grund hat, mit Mut und Zuversicht auf
das neue Jahr zu blicken: „Mit gegenseitiger
Wertschätzung füreinander können wir Diffe-
renzen überbrücken, schwierige Situationen
meistern und unsere Stadt als das erhalten,
was wir uns von ihr erhoffen: Heimat zu sein
für alle, die sich ein respektvolles Zusammen-
leben wünschen und unsere gemeinsamen
Regeln und Werte achten, aber auch Heimat
für erfolgreiche, wettbewerbsfähige Unter-
nehmen und Existenzgründer.“

Nach der Rede des Oberbürgermeisters
gab es eine Keynote zum Thema „Miteinan-
der aus der Einsamkeit“ von Prof. Dr. Andreas
Meyer-Lindenberg, Vorstandsvorsitzender
des Zentralinstituts für Seelische Gesundheit
(ZI). Er ging darin unter anderen den Fragen
nach, was Einsamkeit ist, wer einsam ist, und
welche Auswirkungen Einsamkeit auf die Ge-
sundheit hat. Außerdem zeigte er die Ange-
bote des ZI zum Thema Einsamkeit auf. Die
Diskrepanz zwischen dem Potenzial für sozia-
le Interaktion und dem tatsächlichen Erleben
von Einsamkeit sei alarmierend und erfordere
eine tiefere Auseinandersetzung mit den zu-
grundeliegenden Faktoren, so Meyer-Linden-
berg.

Einsamkeit könne unabhängig von Alter,
Geschlecht und sozialem Status jeden tref-
fen, führte er aus. Allerdings gebe es Grup-
pen, die besonders anfällig seien, wozu Älte-
re, junge Erwachsene, Menschen mit psychi-
schen Erkrankungen sowie Alleinerziehende
und Singles gehörten. Einsamkeit habe gra-
vierende Auswirkungen auf die körperliche

und die psychische Gesundheit. „Insgesamt
ist Einsamkeit dabei für die Gesundheit unge-
fähr so schädlich wie 15 Zigaretten pro Tag“,
sagte Meyer-Lindenberg. In Bezug auf die Si-
tuation in Mannheim seien kommunale In-
itiativen entscheidend für den Abbau von Ein-
samkeit. Das ZI beschäftige sich zudem inten-
siv mit der Erforschung von Grünflächen und
Natur auf die psychische Gesundheit. Des-
halb soll das Therapiegebäude in J 5 auch mit
einer Fassadenbegrünung versehen werden.

Ein weiterer Höhepunkt des Festakts war
die Ehrung von zehn Personen und Vereinen
durch Oberbürgermeister Christian Specht
für ihr ehrenamtliches Engagement. Das
künstlerische Programm wurde vom Kinder-
und Jugendchor am Nationaltheater Mann-
heim, vom Tanzensemble des Nationalthea-
ters Mannheim sowie vom Aramis Orchester
gestaltet.

Die Stadt Mannheim dankt der MVV Ener-
gie AG, der m:con – mannheim:congress
GmbH, der GBG – Mannheimer Wohnungs-
baugesellschaft mbH, der Stadtmarketing
Mannheim GmbH, der Rhein-Neckar-Ver-
kehr GmbH, der RNF Pro GmbH, der Privat-
brauerei Eichbaum GmbH & Co. KG, der
Coca-Cola European Partners Deutschland
GmbH und der Mineralbrunnen Teinach
GmbH für die Unterstützung des Neujahrs-
empfangs.

Unter www.mannheim.de/
nje2025 sind Bilder, Videos und
die Reden zum Neujahrsemp-
fang zu finden.

Ihringer Straße: Aufwertung des Spielplatzes
Schaukeln, im Sand spielen, klettern, verste-
cken: Das alles ist bald auf dem Spielplatz in
der Ihringer Straße in Seckenheim möglich.
Die Stadt Mannheim saniert den Spielplatz
seit Mitte Dezember und wertet ihn erheb-
lich auf. Auch für Kinder mit Behinderungen
wird einiges dabei sein. Wenn alles nach Plan
läuft, kann auf dem Spielplatz ab Sommer
2025 gespielt werden.

Rund 80.000 Euro investiert die Stadt
Mannheim in den neuen Spielplatz. Mit die-
ser Summe kann vergleichsweise viel ge-
macht werden, denn den Bau übernehmen
die Auszubildenden im Garten- und Land-
schaftsbau des Stadtraumservice.

Der neue Spielplatz bekommt einen aben-
teuerlichen Parcours aus Felsen und Holz-
Elementen. Im Sandspielbereich wird es eine

„Baustelle“ mit zwei Podesten geben, von
denen eines mit dem Rollstuhl befahren wer-
den kann. Außerdem lockt der neue Spiel-
platz mit einem Fernrohr und vielen Möglich-
keiten zum Balancieren und Hüpfen. Auf der
neuen Doppelschaukel werden zwei Kinder
nebeneinander schaukeln können. Einer der
beiden Sitze ist extra breit, der andere ist mit
einem Gurt ausgestattet. Wer sich nicht ent-
scheiden kann zwischen klettern und „ab-
hängen“, kann die Spielwelle ausprobieren –
hier ist beides möglich. Eine freundliche
Schnecke aus Holz lädt kleinere Kinder zum
Klettern und Reiten ein. Die Eingangsberei-
che des Spielplatzes werden barrierefrei.

Im Februar 2024 trafen sich Mitarbeiterin-
nen der Stadt vor Ort mit Eltern, Kindern und
Politik. Sie stellten die Planung für den neuen

Spielplatz vor, nahmen Rückmeldungen auf
und sprachen auch speziell über das Thema
Barrierefreiheit mit Eltern und Kindern. Im
Anschluss wurde die Planung überarbeitet,
jetzt startet die Umsetzung.

Die Stadt Mannheim trägt seit Januar 2023
das Siegel „Kinderfreundliche Kommune“
und setzt damit noch konsequenter die UN-
Kinderrechte um. Für Mannheim ist es eine
Selbstverständlichkeit, gemeinsam mit Kin-
dern und Jugendlichen zu planen und sie an
kommunalen Entscheidungen zu beteiligen.

Mit der Sanierung des Spielplatzes setzt
der Stadtraumservice Mannheim außerdem
das Spielplatzkonzept weiter um. Das Kon-
zept wurde vom Gemeinderat beschlossen
und gibt vor, welche Spielplätze in Mann-
heim saniert werden sollen.

Erneute EU-Förderung für Weg zur Klimaneutralität
Als Teil der EU-Mission „100 klimaneutrale
und intelligente Städte bis 2030“ konnte sich
Mannheim schon zum zweiten Mal erfolg-
reich mit einem Pilotprojekt bewerben.
Nach CoLAB, das sich mit dem gemein-
schaftlichen Engagement für Klimaschutz
beschäftigt, folgt aus einer EU-Ausschrei-
bung nun das Projekt „COLL€CT – Collecti-
vely Enabling Effective Climate Invest-
ments“ (auf Deutsch etwa: Gemeinsam wirk-
same Klima-Investitionen ermöglichen), das
den Schwerpunkt auf den Aufbau eines stra-
tegischen Fördermittelmanagements legt.

40 Bewerbungen von Städten und Zu-
sammenschlüssen mehrerer Städte sind bei
der EU eingegangen. Davon wurden 26 Pro-

jekte ausgewählt, bei denen insgesamt 48
Städte beteiligt sind. Die Stadt Mannheim
wird ihr Projekt gemeinsam mit dem FairFi-
nance Institute, dem Deutschen Institut für
Urbanistik sowie der Hackathon Company
durchführen und die Projektleitung über-
nehmen. Zusammen erhalten die Projekt-
partner ab März 2025 eine 18-monatige Fi-
nanzierung in Höhe von knapp 600.000 Eu-
ro für die Umsetzung der Projektideen und
die Ansiedlung einer befristeten Projektstel-
le.

„Innovative Förder- und Finanzierungs-
möglichkeiten müssen für das Ziel der Kli-
maneutralität von der Stadtverwaltung stra-
tegisch und systematisch verfolgt werden.

Dafür fehlt es oft an personellen Kapazitäten
und Wissen, wie unsere Klimaschutzmaß-
nahmen noch gezielter durch Förderinstru-
mente unterstützt werden könnten. Diese
Aufgabe kann nun aus dem Projekt heraus
noch strategischer übernommen werden“,
erklärt Erste Bürgermeisterin Prof. Dr. Diana
Pretzell.

Die Stadt Mannheim will mit COLL€CT
die organisatorischen und strukturellen Lü-
cken schließen. Herzstück ist die Entwick-
lung eines strategischen Fördermittelmana-
gements, welches die Fachabteilungen ent-
lasten soll, sodass diese sich voll auf die Um-
setzung der geförderten Maßnahmen kon-
zentrieren können.
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Oberbürgermeister Christian Specht bei seiner Neujahrsansprache. FOTO: ANDREAS HENN
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Messungen
derGeschwindigkeit

Die Stadt Mannheim führt von Montag,
13., bis Freitag, 17. Januar, in folgenden Stra-
ßen Geschwindigkeitskontrollen durch:
Rhenaniastraße – Wilhelm-Peters-Straße –
Fritz-Salm-Straße – Grenadierstraße – Küls-
heimer Straße – Mudauer Ring – Osterbur-
ker Straße – Römerstraße

Kurzfristige Änderungen oder zusätzliche
Messstellen sind aus aktuellem Anlass mög-
lich.

Bib-Tourdurchdie
Zentralbibliothek

Die Zentralbibliothek lädt zum Rundgang
durch die Räume im Stadthaus N 1 ein. Am
Mittwoch, 15. Januar, ab 17 Uhr in der Zentral-
bibliothek im Stadthaus N 1, 1. OG werden
neben dem Medienbestand auch die digita-
len Angebote und Nutzungsbedingungen
der Bibliothek vorgestellt. Die Teilnahme ist
kostenlos. Die Plätze sind begrenzt. Eine An-
meldung unter stadtbibliothek.zentralbiblio-
thek@mannheim.de oder 0621/293-8933 ist
daher erforderlich.

DerPostraub1949
Der Postraub 1949 war eines der spektaku-
lärsten Nachkriegsverbrechen in Deutsch-
land. Die Tatbegehung war ebenso außerge-
wöhnlich wie die Ermittlungen der Kriminal-
polizei Mannheim. Der Ermittlungserfolg
prägte das Ansehen des legendären Kripo-
chefs Oskar Riester. Die aufsehenerregende
Straftat und die spektakulären Ermittlungen
dienten dem Regisseur Otto Wernicke als
Grundlage für seinen Kinofilm „Wer fuhr den
grauen Ford?“ (1950). Ein Vortrag von Polizei-
präsident i.R. Gerhard Regele am Mittwoch,
15. Januar, ab 18 Uhr im MARCHIVUM sowie
als Live-Stream auf www.marchivum.de
zeichnet anhand der originalen Tatortbilder
und Skizzen sowie den persönlichen Unterla-
gen von Oskar Riester den Tatablauf sowie
die Ermittlungen nach und beschreibt die Er-
mittler wie die Räuber. Die Veranstaltung
findet im Rahmen von „Tat.ORT Mannheim –
eine True Crime Reihe“ in Kooperation mit
der Abendakademie statt.

LeseclubfürJugendliche
Unter dem Motto „Bücher, Kekse und
Gleichgesinnte“ lädt die Stadtbibliothek
Mannheim an den Freitagen, 10. und 24. Ja-
nuar, ab 17 Uhr in das Zeitschriftencafé der
Zentralbibliothek im Stadthaus N 1 zum „Le-
seclub“ für Jugendliche ab 14 Jahren ein. Die-
ser wird alle zwei Wochen angeboten, immer
freitags von 17 bis 18 Uhr. Bei Tee und Keksen
findet ein zwangloser und gemütlicher Aus-
tausch statt – über das, was gerade gelesen
wird, über Autorinnen und Autoren, Genres,
Inhalte und vieles mehr. Gelesen wird alles,
was junge Menschen begeistert: Fantasy,
Liebesromane, Thriller, Science Fiction,
Young Adult, New Adult oder interessante
Sachbücher. Die Teilnahme ist kostenlos und
eine Anmeldung ist nicht erfor-
derlich. Weitere Informatio-
nen: www.mannheim.de/stadt-
bibliothek

STADT IM BLICK IGMH feiert 50-jähriges Jubiläum
Die IGMH feierte Ende November mit einem
großen Jubiläumsfest ihr 50-jähriges Beste-
hen. Schülerinnen und Schüler nahmen in ih-
rem Jubiläumsprogramm die Gäste mit auf
eine multimediale Zeitreise durch die Schul-
geschichte. Bürgermeister Dirk Grunert
würdigte die beeindruckende Entwicklung
der IGMH, die als „Versuchsschule“ begann
und heute eine der wichtigsten Bildungsein-
richtungen der Stadt ist.

Die Integrierte Gesamtschule Mannheim-
Herzogenried (IGMH) wurde vor fünf Jahr-
zehnten als Ganztagsschule ins Leben geru-
fen – eine Entscheidung, die damals von in-
tensiven politischen Debatten begleitet
wurde. Der damalige Kultur-, Sport- und
Schulbürgermeister Manfred David setzte
sich mit Nachdruck dafür ein, dass die Schu-
le als Versuchsschule starten konnte. Heute
zeigt sich, dass sich dieses Engagement ge-
lohnt hat: Die IGMH ist mit rund 1.600 Schü-
lerinnen und Schülern sowie etwa 165 Lehre-
rinnen und Lehrern nicht nur die größte all-
gemeinbildende Schule der Stadt, sondern
auch eine der gefragtesten Bildungseinrich-

tungen über die Stadtgrenzen hinaus, die
mit ihrem Konzept des gemeinsamen länge-
ren Lernens Maßstäbe in der Bildungsge-
rechtigkeit setzt.

„Gemeinsam länger lernen – das ist nicht

nur ein pädagogischer Ansatz, sondern ein
wichtiger Beitrag für mehr Chancengleich-
heit und Bildungsgerechtigkeit hier in
Mannheim. Die IGMH beweist, dass das Rin-
gen um diese Schule vor 50 Jahren richtig

und wichtig war. Sie ist ein Aushängeschild
unserer Bildungslandschaft“, betonte Bil-
dungsbürgermeister Dirk Grunert.

Neben ihrer Rolle als Vorreiterin in der
Bildungsgerechtigkeit hat die IGMH auch ei-
nen hervorragenden Ruf als „Eliteschule des
Sports“. Viele Schülerinnen und Schüler die-
ser Schule zählen zu den vielversprechends-
ten Talenten und haben es in Nationalmann-
schaften oder zu nationalen und internatio-
nalen Wettkämpfen geschafft. Damit leistet
die Schule einen wichtigen Beitrag zur För-
derung junger Athletinnen und Athleten.

Die Stadt Mannheim investiert auch wei-
terhin in die Infrastruktur der Schule. Im
kommenden Jahr sollen die neue Dreifach-
sporthalle und die modernisierten Frei-
sportanlagen eingeweiht werden. Mit Blick
auf die neue Turnhalle brachte Bürgermeis-
ter Grunert zur Jubiläumsfeier drei neue
Fußbälle mit und überreichte sie Rektor Rai-
ner Mickelat als Gastgeschenk, dabei
wünschte er der Schulgemeinschaft noch
viele weitere sportliche und pädagogische
Erfolge.

Ausflug in die Kurfürstenzeit
In der aktuellen Ausstellung „Ein Kurfürst auf Zu-
kunftskurs“ beleuchten die Reiss-Engelhorn-Mu-
seen bisher wenig bekannte Facetten von Kur-
fürst Carl Theodor. Der Regent begeisterte sich
im 18. Jahrhundert nicht nur für Kultur und Kunst,
sondern setzte ganz bewusst auf Wissenschaft,
Technik und Innovationen. Gleich drei Veranstal-
tungen entführen in den kommenden Wochen in
die Kurfürstenzeit.

Am Mittwoch, 15. Januar, lädt Kuratorin Dr.
Irmgard Siede ab 12.30 Uhr zu einer Mittagspau-
sen-Führung durch die Schau ein. Die Teilnahme-
gebühr beträgt 5 Euro inklusive Eintritt und Treff-
punkt ist an der Kasse. Am Donnerstag, 16. Janu-
ar, folgt ein Vortrag des Mannheimer Altertums-
vereins. Ab 19 Uhr widmet sich der Historiker PD
Dr. Andreas Erb dem Jäger von Kurpfalz und sei-
nem historischen Vorbild. Die heute unbekannte
erste Fassung des Liedes weist Richtung Kurfürst
Carl Theodor. Dabei steht der so populäre Jäger
weniger für weidmännischen Frohsinn als für
eine Schmähung des absolutistischen Herr-
schers. Der Vortrag findet im Florian-Waldeck-

Saal im Museum Zeughaus C 5 statt. Der Eintritt
ist frei.

Kurfürst Carl Theodor ließ in unserer Region
Wein anbauen und wusste selbst einen guten
Tropfen zu schätzen. Davon können sich am
Dienstag, 21. Januar, ab 18.30 Uhr die Teilneh-
menden einer ganz besonderen Weinprobe über-
zeugen. Zu Geschichten rund um barocke Ess-
und Trinksitten, Tafelfreuden und vielem mehr
werden kleine Nasch- und Kostproben gereicht.
Die Weinprobe findet im Museum Zeughaus C 5
statt. Die Teilnahmegebühr beträgt 40 Euro. Ti-
ckets sind im Online-Shop der Reiss-Engelhorn-
Museen unter shop.rem-mannheim.de oder im
Vorverkauf an der Kasse im Museum Zeughaus C
5 erhältlich. Alle Teilnehmenden erhalten zusätz-
lich ein Ticket zum Zeitreise-Teil der Ausstellung
„Essen und Trinken“, das während der gesamten
Ausstellungslaufzeit gültig ist.

Weitere Informationen:

www.rem-mannheim.de

Verabschiedung vom Gestaltungsbeirat
Der Gestaltungsbeirat ist seit knapp 15 Jahren

eine feste Institution in Mannheim. Viele bedeu-
tende Projekte sind dort beraten worden. Ob
Gewerbeansiedlung, Wohnen oder Büroräume –
Funktionalität, Ästhetik und gutes und nachhal-
tiges Bauen spielen dabei eine Rolle. Der Gestal-
tungsbeirat prüft und beurteilt die ihm vorge-
legten Bauvorhaben im Hinblick auf ihre städte-
bauliche und architektonische Qualität und ihre
Auswirkung auf das Stadt- und Landschaftsbild.
Dabei stehen die Gestaltungsbeiräte den Bau-
herren beratend zur Seite und unterstützen die-
se in der Anfangsphase des Entwurfs.

Im Gestaltungsbeirat 2024 waren als Mitglie-
der berufen: Ramona Buxbaum (Darmstadt),
Prof. Rolo Fütterer (Kaiserslautern/Luxemburg),
Rebekka Junge (Bochum), Prof. Ludwig Wappner
(München/Karlsruhe) und Gerhard Wittfeld (Aa-
chen/Berlin).

Im November fand die letzte Sitzung in aktu-
eller Besetzung statt, da die Beiratsperiode tur-
nusmäßig nach zwei Jahren endet. Bürgermeis-
ter Ralf Eisenhauer verabschiedete die ausschei-

denden Mitglieder Ramona Buxbaum, Prof. Lud-
wig Wappner und Gerhard Wittfeld (am Termin
verhindert) und bei einem gemeinsamen Jahres-
ausklang ließen alle die vergangene Zeit Revue
passieren.

Der Ausschuss für Umwelt und Technik hat
der Neubesetzung durch Christopher Höfler
(Freiburg), Annette Paul (Köln) und Prof. Felix
Wächter (Darmstadt) zugestimmt. Die konstitu-
ierende Sitzung findet am Donnerstag, 6. Febru-
ar, im Technischen Rathaus Mannheim, Glücks-
teinallee 11, Raum Haifa (EG) statt. Der Gestal-
tungsbeirat setzt sich ab 2025 wie folgt zusam-
men: Annette Paul, Prof. Felix Wächter, Christo-
pher Höfler (alle neu) mit Rebekka Junge und Ro-
lo Fütterer (beide weitergeführt).

Weitere Informationen:

Unter www.mannheim.de/gestal-
tungsbeirat wird über die Termi-
ne des Gestaltungsbeirats infor-
miert.

Beauftragte für die Belange von Menschen mit Behinderungen
Eine Stadt, in der Chancengleichheit und die
aktive Teilhabe von Menschen mit Behinde-
rung gegeben sind – auf den Weg dahin hat
sich Mannheim gemacht. Ob es um Barriere-
freiheit, Teilhabe oder die Sensibilisierung
der Stadtgesellschaft geht: Als Beauftragte
für die Belange von Menschen mit Behinde-
rungen setzt sich Ursula Frenz für die unter-
schiedlichen Bedürfnisse von Bürgerinnen
und Bürgern mit Behinderungen ein. Seit
2016 ist sie Ansprechpartnerin bei allen Fra-
gen in Zusammenhang mit Inklusion und
Barrierefreiheit.

„Die Stadt Mannheim setzt sich dafür ein,
dass Menschen mit Behinderungen hier ein
Leben führen können, das genauso vielfältig
und chancengleich ist wie das aller ande-
ren“, so Ursula Frenz. „Es geht darum, Bar-
rieren abzubauen und Teilhabe am gesell-
schaftlichen Leben zu ermöglichen.“

Zu ihren Aufgaben gehört es, das Forum
Inklusion und Barrierefreiheit als Aus-
tausch- und Informationsplattform zu orga-
nisieren. Bei einem Runden Tisch, der Men-

schen mit Behinderung aus Verbänden re-
gelmäßig seit 2022 aktiv beteiligt, um die
Kompetenzen zu bündeln, hat sie die Ge-
schäftsführung inne. Ziel ist die Zusammen-
arbeit in gemeinsamen Projekten und den
Informationsaustausch zu Inklusion und
Barrierefreiheit zwischen Kommunalpolitik,
Stadtverwaltung und Zivilgesellschaft zu
fördern. Frenz wirkt an der Planung und
Konzeption von Barrierefreiheit mit und in-
formiert in einem regelmäßigen Rundbrief
über relevante Themen und Termine. Zudem
bietet sie Beratung für Menschen mit Behin-
derung sowie ihre Angehörigen an und ver-
mittelt deren Anliegen an Verwaltung, Insti-
tutionen und Vereine.

Ein zentrales Projekt ist das 2022 verab-
schiedete Handlungskonzept Inklusion und
Barrierefreiheit. Dieses Strategiepapier, das
auf einem intensiven Beteiligungsprozess
basiert, definiert zehn Handlungsfelder –
von Mobilität über Kultur bis hin zu Sport.
Sie bilden die Grundlage, um die UN-Behin-
dertenrechtskonvention lokal umzusetzen

und Mannheim als inklusive Stadt zu gestal-
ten. Über die bisherigen Umsetzungen wird
Ende des ersten Quartals 2025 berichtet.

Am Handlungskonzept orientiert sich
auch die verwaltungsinterne Bestandsauf-
nahme, die viele Maßnahmen quer zu allen
Handlungsfeldern aufzeigt. Bereits sichtba-
re Erfolge sind die inklusive Besetzung des
Jugendbeirats und verschiedene Maßnah-
men zur digitalen Barrierefreiheit. So gibt es
auf www.mannheim.de beispielsweise aus-
gewählte Informationen in Leichter Sprache
und seit kurzem auch Videos mit Gebärden-
verdolmetschung. Zahlreiche städtische In-
stitutionen wie die Reiss-Engelhorn-Muse-
en, das Nationaltheater oder die Stadtbi-
bliothek bieten inzwischen inklusive Veran-
staltungen und Ausstellungen an, die auf
verschiedene Bedürfnisse abgestimmt sind
und so die Teilhabe für Menschen mit Behin-
derungen ermöglichen. Die Bestandsauf-
nahme 2024 ist im Bürgerinformationssys-
tem unter https://fcld.ly/9d67f16 zu finden.

„Diese Fortschritte zeigen, dass wir auf

dem richtigen Weg sind – doch es gibt noch
viel zu tun“, so Ursula Frenz. Die Arbeit der
Beauftragten wird durch zahlreiche Partner-
schaften gestützt: Stadtverwaltung, Institu-
tionen, Vereine und Beratungsstellen tragen
gemeinsam zur Umsetzung von Maßnah-
men bei. „Inklusion ist eine Gemeinschafts-
aufgabe. Nur zusammen können wir nach-
haltig Barrieren abbauen“, unterstreicht sie.

Die Beauftragung für die Belange von
Menschen mit Behinderung der Stadt
Mannheim wurde schon 2006 auf Ersuchen
der Gemeinderatsfraktionen vom Oberbür-
germeister eingesetzt. Gesetzlich verpflich-
tend wurde diese Stelle erst mit dem 2015
verabschiedeten Landesgesetz zur Gleich-
stellung von Menschen mit Behinderungen.

Viele der Netzwerkpartner und Unter-
stützungsangebote sind im Ratgeber „Leben
mit Behinderung“ unter www.mann-
heim.de/ratgeber zu finden. Interessierte
können sich mit Fragen oder Anregungen
per E-Mail an ursula.frenz@mannheim.de
wenden.

Öffentliche Ausschreibungen
der Stadt Mannheim finden Sie unter

www.auftragsboerse.de.
Dort können Sie alle Ausschreibungsunterlagen kostenfrei abrufen.

Bekanntmachung
des Kreiswahlleiters desWahlkreises 275 Mannheim

über die Einreichung von Kreiswahlvorschlägen für dieWahl
zum 21. Deutschen Bundestag

Der Bundespräsident hat nach Auflösung des Bundestages mit Anordnung vom 27. Dezember 2024 (BGBl. 2024 I Nr.
434 und 435) den 23. Februar 2025 alsWahltag bestimmt. Das Bundesministerium des Innern und für Heimat hat mit der
Verordnung über die Abkürzung von Fristen im Bundeswahlgesetz für die Wahl zum 21. Deutschen Bundestag vom 27.
Dezember 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 436) eineVerkürzung von Fristen nach § 52 Absatz 3 des Bundeswahlgesetzes vorge-
nommen.
Die Durchführung der Bundestagswahl richtet sich nach dem Bundeswahlgesetz (BWG), der Bundeswahlordnung
(BWO) und der Verordnung über die Abkürzung von Fristen im Bundeswahlgesetz für die Wahl zum 21. Deutschen Bun-
destag vom 27. Dezember 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 436).
Aufgrund von § 32 BWO fordere ich hiermit zur möglichst frühzeitigen Einreichung von Kreiswahlvorschlägen für die Bun-
destagwahl am 23. Februar 2025 im Wahlkreis 275 Mannheim auf. Dazu weise ich auf Folgendes hin:

1. Wahlvorschlagsrecht und Anzeige derWahlbeteiligung
1.1 Wahlvorschläge können gemäß § 18 Abs. 1 BWG von Parteien und nach Maßgabe des § 20 von Wahlberechtigten

(nachstehend als „andere Kreiswahlvorschläge“ bezeichnet) eingereicht werden.
1.2 Parteien, die im Bundestag oder in einem Landtag seit deren letzter Wahl nicht aufgrund eigener Wahlvorschläge

ununterbrochen mit mindestens fünf Abgeordneten vertreten waren, können als solche einen Kreiswahlvorschlag
nur einreichen, wenn sie spätestens am 7. Januar 2025 bis 18.00 Uhr der Bundeswahlleiterin ihre Beteiligung an der
Wahl schriftlich angezeigt haben und der Bundeswahlausschuss aufgrund der Beteiligungsanzeige ihre Parteieigen-
schaft festgestellt hat (§ 18 Absatz 2 Satz 1 BWG). Die Bundeswahlleiterin hat ihren Sitz im Statistischen Bundesamt,
Gustav-Stresemann-Ring 11, 65189Wiesbaden (Tel.: 0611/75-4863,Telefax: 0611/75-3964, E-Mail: post@bundes-
wahlleiter.de). Die Anzeige muss den Namen der Partei enthalten und von mindestens drei Mitgliedern des Bundes-
vorstandes, darunter der/dem Vorsitzenden oder der Stellvertretung, persönlich und handschriftlich unterzeichnet
sein. Hat eine Partei keinen Bundesvorstand, so tritt derVorstand der jeweils obersten Parteiorganisation an die Stel-
le des Bundesvorstandes. Die schriftliche Satzung und das schriftliche Programm der Partei sowie ein Nachweis
über die satzungsgemäße Bestellung des Vorstandes sind der Beteiligungsanzeige beizufügen. Der Anzeige sollen
Nachweise über die Parteieigenschaft nach § 2 Absatz 1 Satz 1 des Parteiengesetzes beigefügt werden (§ 18 Absatz
2 Satz 6 BWG).

1.3 Eine Partei kann in jedemWahlkreis nur einen Kreiswahlvorschlag einreichen. Kreiswahlvorschläge können nur dann
zugelassen werden, wenn für die Partei in dem betreffenden Land eine Landesliste zugelassen wird (§§ 18 Abs. 5,
20 Abs. 2 S. 2 BWG).

2. Frist für die Einreichung der Kreiswahlvorschläge
2.1 Kreiswahlvorschläge sind baldmöglichst, spätestens jedoch bis zum Montag, 20. Januar 2025 um 18.00 Uhr bei

der Geschäftsstelle des Kreiswahlleiters (Tel. 293-9566) einzureichen (§ 19 BWG i.V.m. der Verordnung über die
Abkürzung von Fristen im Bundeswahlgesetz für die Wahl zum 21. Deutschen Bundestag vom 27. Dezember 2024
(BGBl. 2024 I Nr. 436)). Sie sollen möglichst frühzeitig eingereicht werden, damit etwaige behebbare Mängel noch
rechtzeitig beseitigt werden können (§ 25 BWG):
Geschäftsstelle des Kreiswahlleiters,
Fachbereich Demokratie und Strategie
Rathaus E5, Zimmer 28
68159 Mannheim
wahlbuero@mannheim.de
0621 293 9651

ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNGEN

Bürgermeister Dirk Grunert bei der Jubiläumsfeier.
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2.2 Verspätet eingehende Kreiswahlvorschläge müssen zurückgewiesen
werden (§ 26 Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 BWG). Es genügt nicht, wenn sie
vor diesem Zeitpunkt zwar zur Post aufgegeben, dem Kreiswahlleiter
aber noch nicht zugestellt sind; eine Wiedereinsetzung in den vorigen
Stand ist ausgeschlossen (§ 54 Abs. 1 BWG).

3. Inhalt und Form der Kreiswahlvorschläge
3.1 Der Kreiswahlvorschlag darf nur den Namen einer Bewerberin oder

eines Bewerbers enthalten.Wer sich bewirbt, kann nur in einemWahl-
kreis und hier nur in einem Kreiswahlvorschlag benannt werden. Als
Bewerberin oder Bewerber kann nur vorgeschlagen werden, wer sei-
ne Zustimmung dazu schriftlich erteilt hat; die Zustimmung ist unwi-
derruflich.

3.2 Kreiswahlvorschläge von Parteien müssen von mindestens drei Mit-
gliedern des Vorstandes des Landesverbandes – darunter dem oder
der Vorsitzenden oder der Stellvertretung – oder, wenn Landesver-
bände nicht bestehen, von den Vorständen der nächstniedrigen Ge-
bietsverbände, in deren Bereich der Wahlkreis liegt, persönlich und
handschriftlich unterzeichnet sein. Die Unterschriften des einreichen-
den Vorstandes genügen, wenn er innerhalb der Einreichungsfrist
nachweist, dass dem Landeswahlleiter eine schriftliche, dem Satz 1
entsprechende Vollmacht der anderen beteiligten Vorstände vorliegt.
Kreiswahlvorschläge der in § 18 Abs. 2 genannten Parteien müssen
außerdem von mindestens 200 Wahlberechtigten des Wahlkreises
persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein; die Wahlberechti-
gung muss im Zeitpunkt der Unterzeichnung gegeben sein und ist bei
Einreichung des Kreiswahlvorschlages nachzuweisen. Das Erforder-
nis von 200 Unterschriften gilt nicht für Kreiswahlvorschläge von Par-
teien nationaler Minderheiten.

3.3 Andere Kreiswahlvorschläge müssen von mindestens 200 Wahlbe-
rechtigten des Wahlkreises persönlich und handschriftlich unterzeich-
net sein, dieWahlberechtigung muss im Zeitpunkt der Unterzeichnung
gegeben sein und ist bei Einreichung des Kreiswahlvorschlages nach-
zuweisen. Bei anderen Kreiswahlvorschlägen haben drei Unterzeich-
ner des Wahlvorschlages ihre Unterschriften auf dem Kreiswahlvor-
schlag (Anlage 13 BWO) selbst zu leisten.

3.4 Kreiswahlvorschläge von Parteien müssen den Namen der einrei-
chenden Partei und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet,
auch diese, andere Kreiswahlvorschläge ein Kennwort enthalten.

3.5 Die Kreiswahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 13 BWO
eingereicht werden. Sie müssen den Namen der einreichenden Partei
(beiVerwendung einer Kurzbezeichnung auch diese) bzw. – bei ande-
ren Kreiswahlvorschlägen – deren Kennwort enthalten.

3.6 Die Bewerberinnen und Bewerber müssen mit Familiennamen,Vorna-
men, Beruf oder Stand, Geburtsdatum, Geburtsort und Anschrift
(Hauptwohnung) genau bezeichnet sein.

3.7 In jedem Kreiswahlvorschlag sollen eine Vertrauensperson und eine
stellvertretendeVertrauensperson mit Namen, Anschrift,Telefonnum-
mer und E-Mail-Adresse angegeben werden. Wenn dies fehlt, gilt
der/die erste Unterzeichnende des Kreiswahlvorschlags als Vertrau-
ensperson und der/die zweite als stellvertretende Vertrauensperson.
Es wird empfohlen, auch die kurzfristige Erreichbarkeit der Vertrau-
enspersonen per E-Mail und/oder Telefon sicherzustellen, um Fragen
schnell und unkompliziert klären zu können.

3.8 Muss ein Kreiswahlvorschlag von mindestens 200 Wahlberechtigten
des Wahlkreises unterzeichnet sein, so sind die Unterschriften aus-
schließlich auf amtlichen Formblättern nach Anlage 14 BWO zu er-
bringen. Bei der Anforderung der Formblätter nach Anlage 14 BWO
oder einer entsprechenden Druckvorlage sind Familienname, Vorna-
men, Anschrift (Hauptwohnung) der vorzuschlagenden Bewerberin /
des vorzuschlagenden Bewerbers anzugeben. Damit die Geschäfts-
stelle des Kreiswahlleiters die Angaben zum Datenschutz auf der
Rückseite der Anlage vollständig ausfüllen kann, wird darum gebeten
bei der Anforderung der Formblätter die Kontaktdaten der für die Da-
tenverarbeitung zuständigen Stelle des Wahlvorschlagträgers anzu-
geben. Wird bei der Anforderung des amtlichen Formblatts der Nach-
weis erbracht, dass für die sich bewerbende Person im Melderegister
eine Auskunftssperre gemäß § 51 Abs. 1 des Bundesmeldegesetzes
eingetragen ist, wird anstelle der Anschrift (Hauptwohnung) eine Er-
reichbarkeitsanschrift verwendet; die Angabe eines Postfachs genügt
nicht. Bei Wahlvorschlägen von Parteien sind außerdem deren Na-
men und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwenden, auch diese,
bei anderen Kreiswahlvorschlägen deren Kennwort anzugeben. Par-
teien haben ferner die Aufstellung der Bewerberin / des Bewerbers in
einer Mitglieder- oder einer besonderen oder allgemeinen Vertreter-
versammlung nach § 21 BWG zu bestätigen.
Neben der persönlichen und handschriftlichen Unterschrift und dem
Tag der Unterzeichnung sind Familienname, Vornamen, Geburtsda-
tum und Anschrift (Hauptwohnung) der Unterzeichnerin / des Unter-
zeichners auf dem Formblatt anzugeben. Die Wahlberechtigung der
Unterzeichnerin / des Unterzeichners im betreffendenWahlkreis muss
im Zeitpunkt der Unterzeichnung gegeben sein und ist bei Einreichung
des Wahlvorschlags nachzuweisen. Der Nachweis ist durch eine Be-
scheinigung der Gemeindebehörde, bei der die Unterzeichnerin / der
Unterzeichner in das Wählerverzeichnis einzutragen ist, auf dem
Formblatt oder gesondert zu erbringen; gesonderte Bescheinigungen
sind bei Einreichung des Kreiswahlvorschlags mit den zugehörigen
Unterstützungsunterschriften zu verbinden.
Jede wahlberechtigte Person kann nur einen Kreiswahlvorschlag un-
terzeichnen; unterzeichnet jemand mehrere Kreiswahlvorschläge, so
sind alle seine/ihre weiteren Unterschriften ungültig. Kreiswahlvor-
schläge von Parteien dürfen erst nach Aufstellung der Bewerberin /
des Bewerbers durch eine Mitglieder- oderVertreterversammlung un-
terzeichnet werden. Vorher geleistete Unterschriften sind ungültig.

3.9 Dem Kreiswahlvorschlag müssen beigefügt werden:
- die Zustimmungserklärung der vorgeschlagenen Bewerberin / des
vorgeschlagenen Bewerbers nach dem Muster der Anlage 15 BWO;
- die Wählbarkeitsbescheinigung der zuständigen Gemeindebehörde
oder, bei Bewerbern / Bewerberinnen mit Auslandswohnsitz, des Bun-
desministeriums des Innern, nach dem Muster der Anlage 16 BWO;
- bei Kreiswahlvorschlägen von Parteien eine Ausfertigung der Nie-
derschrift über die Beschlussfassung der Mitglieder- oder Vertreter-
versammlung (siehe Nr. 4.2) nach dem Muster der Anlage 17 BWO (im
Falle eines Einspruchs auch eine Ausfertigung der Niederschrift über
die wiederholte Abstimmung) mit den Versicherungen an Eides statt
nach dem Muster der Anlage 18 BWO;
- bei Kreiswahlvorschlägen, die von mindestens 200 Wahlberechtig-
ten unterzeichnet sein müssen, die erforderliche Zahl von Unterstüt-
zungsunterschriften von Wahlberechtigten mit den Bescheinigungen
der zuständigen Gemeindebehörden über die Wahlberechtigung der
Unterzeichner/innen entweder auf dem Formblatt für die Unterstüt-
zungsunterschrift selbst oder als gesonderte Bescheinigung nach der
Anlage 14 BWO.

3.10Die vorstehend genannten Vordrucke werden auf Anforderung – auf
Wunsch auch elektronisch – kostenlos von mir zur Verfügung gestellt.
Wenden Sie sich hierfür bitte an meine Geschäftsstelle (siehe 2.1).

4. Aufstellung von Parteibewerberinnen und Parteibewerbern
4.1 Als Bewerberin oder Bewerber einer Partei kann in einem Kreiswahl-

vorschlag nur benannt werden, wer nicht Mitglied einer anderen Partei
ist und in einerVersammlung der wahlberechtigten Mitglieder der Par-
tei im Wahlkreis (Mitgliederversammlung) oder in einer Versammlung
der von den wahlberechtigten Mitgliedern der Partei im Wahlkreis aus
ihrer Mitte gewählten Vertreterinnen und Vertretern (Vertreterver-
sammlung) in geheimer Abstimmung hierzu gewählt worden ist. Die
Wahlberechtigung zur Bundestagswahl muss im Zeitpunkt des Zu-
sammentritts der Versammlung gegeben sein. Die Wahlen zur Auf-
stellung eines Wahlvorschlags sind nur in Präsenz zulässig (§ 17
PartG, § 21 Abs. 3 Satz 1 BWG). Alle stimmberechtigten Versamm-
lungsteilnehmerinnen und -teilnehmer sind vorschlagsberechtigt. Den
Bewerberinnen und Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr
Programm in angemessener Zeit vorzustellen. Auf § 21 BWG wird ver-
wiesen. Im Übrigen gilt die Parteisatzung (Wahl der Vertreterver-

sammlung, Einberufung und Beschlussfähigkeit der Mitglieder- oder
Vertreterversammlung, Verfahren der Bewerberwahl).

4.2 Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewerberin /
des Bewerbers mit Angaben über Ort und Zeit der Versammlung, die
Form der Einladung, die Zahl der erschienenen Mitglieder und das Er-
gebnis der Abstimmung ist mit dem Kreiswahlvorschlag einzureichen
(Anl. 17 BWO). Hierbei haben die Leiterin oder der Leiter der Ver-
sammlung und zwei von dieser / diesem bestimmte Teilnehmerinnen
und Teilnehmer gegenüber dem Kreiswahlleiter an Eides statt zu ver-
sichern, dass die Anforderungen zur Bewerberaufstellung nach § 21
Abs. 3 Satz 1 bis 3 BWG beachtet worden sind (Anl. 18 BWO).Vordru-
cke hierfür werden von mir kostenfrei zur Verfügung gestellt.

5. Zurücknahme und Änderung von Kreiswahlvorschlägen
5.1 Nach Einreichung können Kreiswahlvorschläge durch gemeinsame

schriftliche Erklärung der Vertrauensperson und der stellvertretenden
Vertrauensperson zurückgenommen werden, solange nicht über de-
ren Zulassung entschieden ist. Ein von mindestens 200 Wahlberech-
tigten unterzeichneter Kreiswahlvorschlag kann auch von der Mehr-
heit der Unterzeichner/innen durch persönliche handschriftliche Er-
klärung zurückgenommen werden.

5.2 Ein Kreiswahlvorschlag kann nach Ablauf der Einreichungsfrist nur
durch gemeinsame schriftliche Erklärung der Vertrauensperson und
der stellvertretenden Vertrauensperson und nur dann geändert wer-
den, wenn die Bewerberin oder der Bewerber stirbt oder die Wählbar-
keit verliert. Mängel können nach Ablauf der Einreichungsfrist nur
noch bei an sich gültigen Wahlvorschlägen behoben werden.

5.3 Nach der Entscheidung des Kreiswahlausschusses über die Zulas-
sung der Kreiswahlvorschläge, die am 24. Januar 2025 erfolgen wird
(§ 26 Abs. 1 BWG, i.V.m. derVerordnung über die Abkürzung von Fris-
ten im Bundeswahlgesetz für die Wahl zum 21. Deutschen Bundestag
vom 27. Dezember 2024 (BGBl 2024 I Nr. 436)) ist jede Zurücknahme,
Änderung oder Mängelbeseitigung ausgeschlossen (§ 23 BWG).

6. Sonstiges
6.1 Es wird empfohlen, mit der Einreichung der Kreiswahlvorschläge nicht

bis zum letzten Tag der Einreichungsfrist zu warten, damit bei eventu-
ellen Mängeln der Kreiswahlvorschlag nach Möglichkeit noch inner-
halb der vorgeschriebenen Frist den gesetzlichen Erfordernissen ent-
sprechend berichtigt bzw. ergänzt werden kann.

6.2 Anfragen über sonstige Einzelheiten oder wegen Zweifeln bei der Auf-
stellung und Einreichung von Kreiswahlvorschlägen können direkt an
die Geschäftsstelle des Kreiswahlleiters (siehe Nr. 2.1) gerichtet wer-
den.

6.3 Soweit Erklärungen persönlich und handschriftlich unterzeichnet und
bei der zuständigen Stelle im Original eingereicht werden müssen,
reicht es nicht aus, sie durch Telefax, Fernschreiben, Telegramm oder
in sonstiger Form (z. B. per E-Mail) zu übermitteln. Der Eingang von in
dieser Form übermittelten Unterlagen wahrt die vorgeschriebene Frist
nicht (§ 54 Abs. 2 BWG).

6.4 Es ist zweckmäßig, dass mit den Wahlvorschlägen von Parteien auch
ein Nachweis über die Bestellung der Personen vorgelegt wird, die als
zuständiges Organ den Wahlvorschlag unterzeichnet haben, damit
die Zugehörigkeit zum Organ ohne weitere Rückfragen festgestellt
werden kann.

7. Aufhebung der Bekanntmachung der Kreiswahlleitung vom
7. November 2024
Die Bekanntmachung des Kreiswahlleiters über die Einreichung von
Kreiswahlvorschlägen für die Wahl zum 21. Deutschen Bundestag am
28. September 2025, veröffentlicht im Amtsblatt der Stadt Mannheim
am 7. November 2024, wird aufgehoben.

8. Hinweis zurWahlplakatierung
Bei der Wahlwerbung sind die Plakatierungsrichtlinien der Stadt
Mannheim in der jeweils gültigen Fassung zu beachten. Zuständig ist
die Veranstaltungen – Tourismus – Marketing: Mannheim erleben
GmbH (frühere Event & Promotion Mannheim GmbH), Seckenheimer
Landstraße 174, 68163 Mannheim (Gelände Rhein-Neckar-Flug-
platz), Tel.: 0621/ 12 18 23-00, Fax: 0621/ 12 18 23-10, E-Mail: vanes-
sa.lecis@vtm-ma.de und info@vtm-ma.de in Cc.

Mannheim, 09.01.2025
Erstmalige Veröffentlichung im Internet (www.mannheim.de/oeb) am
27.12.2024
Stadt Mannheim - Fachbereich Demokratie und Strategie
Geschäftsstelle des Kreiswahlleiters
i.V. Christian Hübel, Stellvertretender Kreiswahlleiter

Bekanntmachung
der Stadt Mannheim über das Recht auf Einsicht in das

Wählerverzeichnis und die Erteilung vonWahlscheinen für dieWahl
zum 21. Deutschen Bundestag am 23. Februar 2025

1. Das Wählerverzeichnis zur Bundestagswahl für Mannheim wird in der
Zeit vom 3. bis 7. Februar 2025 (20. bis 16.Tag vor derWahl) imWahl-
büro der Stadt Mannheim, Rathaus E 5, Zwischengeschoss für
Wahlberechtigte zur Einsichtnahme bereitgehalten. Die Öffnungszei-
ten sind: MO – FR 9.00 bis 16.00 Uhr oder nach telefonischer Verein-
barung. Ein rollstuhlgerechter Zugang ist möglich.
Wahlberechtigte können die Richtigkeit oder Vollständigkeit der zu ih-
rer jeweiligen Person im Wählerverzeichnis eingetragenen Daten
überprüfen. Sofern eine wahlberechtigte Person die Richtigkeit oder
Vollständigkeit der Daten von anderen imWählerverzeichnis eingetra-
genen Personen überprüfen will, hat sie Tatsachen glaubhaft zu ma-
chen, aus denen sich eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des
Wählerverzeichnisses ergeben kann. Das Recht auf Überprüfung be-
steht nicht hinsichtlich der Daten vonWahlberechtigten, für die im Mel-
deregister ein Sperrvermerk gemäß § 51 Absatz 1 des Bundesmelde-
gesetzes eingetragen ist.
DasWählerverzeichnis wird im automatisiertenVerfahren geführt. Die
Einsichtnahme ist durch ein Datensichtgerät möglich.
Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder
einen Wahlschein hat.

2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann
in der Zeit vom 3. Februar 2025 bis zum 7. Februar 2025, spätestens
am 7. Februar bis 16.00 Uhr, beimWahlbüro der Stadt Mannheim, Rat-
haus E5, Einspruch einlegen.
Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur Niederschrift
eingelegt werden.

3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, er-
halten bis spätestens zum 2. Februar 2025 eine Wahlbenachrichti-
gung.
Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlbe-
rechtigt zu sein, muss Einspruch gegen das Wählerverzeichnis einle-
gen, wenn die Person nicht Gefahr laufen will, dass sie ihr Wahlrecht
nicht ausüben kann.
Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis einge-
tragen werden und die bereits einen Wahlschein und Briefwahlunter-
lagen beantragt haben, erhalten keine Wahlbenachrichtigung.

4. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im Wahlkreis 275 Mann-
heim
durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlraum (Wahlbezirk)
dieses Wahlkreises
oder
durch Briefwahl teilnehmen.

5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag
5.1 eine in dasWählerverzeichnis eingetragene wahlberechtigte Person,
5.2 eine nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene wahlberechtigte

Person,
a) wenn diese nachweist, dass sie ohne eigenes Verschulden die An-
tragsfrist auf Aufnahme in dasWählerverzeichnis nach § 18 Abs. 1 der
Bundeswahlordnung (bis zum 2. Februar 2025) oder die Einspruchs-
frist gegen das Wählerverzeichnis nach § 22 Abs. 1 der Bundeswahl-
ordnung (bis zum 7. Februar 2025) versäumt hat,

b) wenn ihr Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der An-
tragsfrist nach § 18 Abs. 1 der Bundeswahlordnung oder der Ein-
spruchsfrist nach § 22 Abs. 1 der Bundeswahlordnung entstanden ist,
c) wenn ihrWahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt worden und
die Feststellung erst nach Abschluss des Wählerverzeichnisses zur
Kenntnis der Gemeindebehörde gelangt ist.
Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis eingetragenen
Wahlberechtigten bis zum 21. Februar 2025, 15.00 Uhr, bei dem
Wahlbüro der Stadt Mannheim mündlich, schriftlich oder elektronisch
beantragt werden.
Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen des
Wahlraumes nicht oder nur unter nicht zumutbaren Schwierigkeiten
möglich macht, kann der Antrag noch bis zum Wahltag, 15.00 Uhr, ge-
stellt werden.
Versichert eine wahlberechtigte Person glaubhaft, dass ihr der bean-
tragte Wahlschein nicht zugegangen ist oder verloren ging, kann ihr
bis zumTag vor derWahl, 12.00 Uhr, ein neuerWahlschein erteilt wer-
den.
Nicht in dasWählerverzeichnis eingetrageneWahlberechtigte können
aus den unter 5.2 Buchstabe a bis c angegebenen Gründen den An-
trag auf Erteilung eines Wahlscheines noch bis zum Wahltag, 15.00
Uhr, stellen.
Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorlage einer
schriftlichenVollmacht nachweisen, dass die antragstellende Per-
son dazu berechtigt ist.Wahlberechtigte mit Behinderung können sich
bei der Antragstellung der Hilfe einer anderen Person bedienen.

6. Mit dem Wahlschein erhält die wahlberechtigte Person
- einen amtlichen Stimmzettel des Wahlkreises,
- einen amtlichen weißen Stimmzettelumschlag,
- einen amtlichen, mit der Anschrift, an die derWahlbrief zurückzusen-
den ist, versehenen roten Wahlbriefumschlag und
- ein Merkblatt für die Briefwahl.
Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für eine ande-
re Person ist nur möglich, wenn die Berechtigung zur Empfangnahme
der Unterlagen durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachge-
wiesen wird und die bevollmächtigte Person nicht mehr als vier Wahl-
berechtigte vertritt; dies hat sie der Gemeindebehörde vor Empfang-
nahme der Unterlagen schriftlich zu versichern. AufVerlangen hat sich
die bevollmächtigte Person auszuweisen.
Wahlberechtigte, die des Lesens unkundig oder wegen einer Behin-
derung an der Stimmabgabe gehindert sind, können sich zur Stimm-
abgabe der Hilfe einer anderen Person bedienen. Die Hilfsperson
muss das 16. Lebensjahr vollendet haben. Die Hilfeleistung ist auf
technische Hilfe bei der Kundgabe einer vom Wahlberechtigten selbst
getroffenen und geäußertenWahlentscheidung beschränkt. Unzuläs-
sig ist eine Hilfeleistung, die unter missbräuchlicher Einflussnahme er-
folgt, die selbstbestimmte Willensbildung oder Entscheidung des
Wahlberechtigten ersetzt oder verändert oder wenn ein Interessen-
konflikt der Hilfsperson besteht. Die Hilfsperson ist zur Geheimhaltung
der Kenntnisse verpflichtet, die sie bei der Hilfeleistung von der Wahl
einer anderen Person erlangt hat.
Bei der Briefwahl muss die wählende Person den Wahlbrief mit dem
Stimmzettel und dem Wahlschein so rechtzeitig an die angegebene
Stelle absenden, dass der Wahlbrief dort spätestens am Wahltag bis
18.00 Uhr eingeht.
Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland ohne
besondere Versendungsform ausschließlich von der Deutschen Post
AG unentgeltlich befördert.
Er kann auch beimWahlbüro der Stadt Mannheim, Rathaus E 5 ab-
gegeben werden.

7. Hinweise zur Wahlstatistik
In den Wahlbezirken 031.22, 071.12, 150.13 und im Briefwahlbezirk
019.93 (Briefwahl in den Urnenwahlbezirken 011.11 und 011.12) wird
die Bundestagswahl im Rahmen der repräsentativen Wahlstatistik
nach Geschlecht und Geburtsjahresgruppen der Wählenden ausge-
wertet. Hierfür werden 12 verschiedene Stimmzettel mit Kennbuchs-
taben von A bis M verwendet. Andere Stimmzettel sind in diesenWahl-
bezirken nicht zugelassen. Das Verfahren ist im Wahlstatistikgesetz
(WStatG) geregelt. Es ist sichergestellt, dass das Wahlgeheimnis
nicht verletzt wird.
Informationen zur gesetzlichen Wahlstatistik oder zu anderen Wahl-
fragen erteilt das Wahlbüro, Rathaus E 5, Telefon: 0621/293-9566,
Fax: 0621/293-9590, E-Mail: wahlbuero@mannheim.de.

Mannheim, 9. Januar 2025
Stadt Mannheim, Fachbereich Demokratie und Strategie - Geschäftsstel-
le des Kreiswahlleiters

Die Stadt Mannheim erlässt als zuständige Ortspolizeibehörde gemäß §§
1, 3 Polizeigesetz Baden-Württemberg (PolG) i.V.m. § 16 Abs. 1 S. 1 Stra-
ßengesetz für Baden-Württemberg (StrG), § 7 Abs. 1 Polizeiverordnung
zur Aufrechterhaltung von Sicherheit und Ordnung auf öffentlichen Stra-
ßen und Anlagen und zur Abwehr von verhaltensbedingten Gefahren im
Stadtkreis Mannheim (Allgemeine Polizeiverordnung), §§ 32, 33 Abs. 2
Straßenverkehrsordnung (StVO), § 35 S. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz
für Baden-Württemberg (LVwVfG), § 80 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 Verwaltungsge-
richtsordnung (VwGO), §§ 105 Abs. 1, 111 Abs. 2 PolG, für das Gebiet der
Stadt Mannheim nachstehende

Allgemeinverfügung
I. Politischen Parteien, Wählervereinigungen, Gruppierungen und Ein-

zelkandidaten/Innen ist eine Plakatierung im Stadtgebiet Mannheim
im öffentlichen Raum im Zusammenhang mit der Bundestagswahl am
23.02.2025 nur unter Einhaltung der unter Ziffer II. verfügtenVorgaben
gestattet. Im Falle der Zuwiderhandlung gegen die Ge- und Verbote
liegt keine Freistellung von der Erlaubnispflicht nach § 16 Abs. 1 Stra-
ßengesetz BW vor, sondern eine unzulässige Sondernutzung.

II. Nachfolgende Vorgaben sind zu beachten:
1. Anzeigepflicht
Gegenüber der Veranstaltungen – Tourismus – Marketing: Mannheim er-
leben GmbH besteht eine Anzeigepflicht.
Die formlose Anzeige muss folgende Angaben enthalten:
a. Anlass der Werbung,
b. Zeitpunkt der Werbung,
c. Art und Anzahl der Werbeträger,
d. Name und Anschrift einer verantwortlichen Person.
e. Soll mit temporären Großwerbetafeln und Bannern zu Wahlzeiten ge-

worben werden, sind zusätzlich die vorgesehenen Standorte zu be-
nennen.

2. Unterlassene Anzeige
Nicht angezeigte Werbung ist unzulässig.
3. Werbedauer, Fristen und Anzahl zuWahlzeiten
Es kann mit einer Frist von sechs Wochen vor dem Wahltermin geworben
werden. Die Werbung ist innerhalb von sieben Kalendertagen nach dem
Wahltermin zu entfernen.
4. Räumlicher Plakatierungsbereich
Plakatierung ist im gesamten Stadtgebiet erlaubt, mit Ausnahme der
nachfolgenden Ziffern 5 und 6.
5. Einschränkungen
Die Plakatierung ist lediglich in Fahrtrichtung auf der rechten Straßenseite
(a-d) und auf der linken Straßenseite (e-f) auf folgenden Straßen zulässig:
a. des Innenstadtrings (Parkring, Luisenring, Friedrichsring, Kaiserring),
b. der Bismarckstraße,
c. der Augustaanlage,
d. der Wilhelm-Varnholt-Allee einschließlich Friedensplatz und entspre-

chender Abschnitt der Theodor-Heuss-Anlage,
e. der Fressgasse (Pfälzer Straße) / Akademiestraße
f. der Kunststraße/Leopoldstraße.
6. Ausnahmen im Stadtgebiet
Aus Gründen der Stadtgestaltung bleiben die nachfolgend genannten Stra-
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ßen und Plätze für die Plakatierungen der politischen Parteien, Wählerver-
einigungen, Gruppierungen und Einzelkandidaturen ausgenommen:
a. Bismarckstraße (im Schlossbereich zu beiden Seiten von Dragoner-

straße (L 4/L 5)) bis Sternwarte,
b. Planken/Heidelberger Straße/Rheinstraße,
c. Kurpfalzstraße einschließlich Marktplatz,
d. Kurpfalzkreisel einschließlich der Flächen vor K 1/U 1,
e. Paradeplatz und Quadrat N 1,
f. Kapuzinerplanken und Kapuzinerplatz,
g. Friedrichsplatz mitWasserturm einschließlich der Flächen vor O 7/P 7,
h. Kaiserring vor O 7/P 7,
i. Umzäunung von Luisen- und Herzogenriedpark,
j. der unmittelbare Bereich um den Rosengarten (Fußgängerzone Ro-

sengartenplatz, Tulla- und Stresemannstraße),
k. der Goetheplatz einschließlich Hebel- und Goethestraße sowie dem

entsprechenden Abschnitt des Friedrichsrings
Aus Gründen der Stadtgestaltung werden in den anderen Stadtbezirken
die folgenden Örtlichkeiten von der Plakatierung der politischen Parteien,
Wählervereinigungen, Gruppierungen und Einzelkandidaturen ausge-
nommen:
• Feudenheim: Rathausplatz (Hauptstraße 52)
• Friedrichsfeld: Becherer-Platz
• Gartenstadt: Freyaplatz
• Käfertal: Rathausplatz (Wormser Straße 1)
• Lindenhof: Meeräckerplatz
• Neckarau: Marktplatz
• Neckarstadt-West: Neumarkt
• Neckarstadt-Ost: Clignetplatz
• Rheinau: Marktplatz
• Sandhofen: Stich
• Schönau: Lena-Maurer-Platz
• Schwetzingerstadt / Oststadt: Seckenheimerstraße/ Otto-Beck-Straße
• Seckenheim: Platz vor dem Alten Seckenheimer Rathaus (Seckenhei-

mer Hauptstraße 96)
• Vogelstang: Rund um beide Vogelstangseen
• Waldhof: Seppl Herberger Platz
• Wallstadt: Rathausplatz (Mosbacher Straße 17)
Im gesamten Stadtgebiet ist an allen Brückenbauwerken (Brücken enden
mit dem Brückengeländer) jede Plakatierung untersagt.
7. Rücksichtnahmegebot
Plakate dürfen nicht die bestehenden Werbeträger nach Teil A, Ziffer 1.1
der Plakatierungsrichtlinie verdecken oder in ihrer Werbewirksamkeit ein-
schränken. Ein Abstand von zehn Metern ist einzuhalten.
8. Verkehrsbeeinträchtigungen
Plakate dürfen nicht auf Fahrbahnen aufgestellt werden; ein Abstand von
fünfzig Zentimetern zum Fahrbahnrand ist einzuhalten.
9. Funktionsfähigkeit der Straßen-/Verkehrsbeschilderung
Die Vorschriften der Straßenverkehrsordnung (StVO) sind zu beachten.
Das heißt insbesondere, dass jede Anbringung von Plakaten anVerkehrs-
zeichen (Verkehrsschilder des fließenden und ruhenden Verkehrs) oder
Verkehrseinrichtungen (z.B. Lichtzeichenanlagen, Parkscheinautomaten
usw.) unzulässig ist. Dieses Verbot der Anbringung bezieht sich nicht nur
auf dasVerkehrszeichen als solches, sondern umfasst den gesamtenVer-
kehrszeichenträger, also vor allem auch den Pfosten vorhandener Ver-
kehrszeichen und -einrichtungen sowie dieVorder- und Rückseite derVer-
kehrszeichen und -einrichtungen. Ferner sind die Plakate so anzubringen,
dass Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen nicht verdeckt oder in
ihrer Wirkung nachteilig berührt werden. Sie dürfen insbesondere kein
Sichthindernis darstellen.
10. Kreuzungen
Kreuzungsbereiche sind von Plakatierungen freizuhalten; dabei ist jeweils
ein Abstand von fünfzehn Metern einzuhalten. Ausgenommen hiervon
sind fest installierte Werbeträger.
11. Standorte der temporären Großwerbetafeln und Banner
Die Standorte der temporären Großwerbetafeln und Banner werden unter
Gesichtspunkten der Verkehrssicherheit und der Stadtgestaltung von Fall
zu Fall einzeln festgelegt. Die Vorgaben der Ziffern 4, 5 und 6 sind zu be-
achten.
12. ÖPNV-Haltestellen und Stadtinformationsanlagen
Die Plakate dürfen nicht im Umkreis von zwanzig Metern ab Außenkante
der Fahrgastunterstände der Verkehrsunternehmen und oder Stadtinfor-
mationsanlagen angebracht werden. Sofern an der ÖPNV-Haltestelle kein
Fahrgastunterstand vorhanden ist, gilt der freizuhaltende Umkreis von
zwanzig Metern ab dem Haltestellenschild.
13. Anpflanzungen
Bäume und deren Schutz- und Halteelemente dürfen durch Plakatständer
und Plakate nicht berührt werden.
14. Grundsätze
Nicht zugelassen ist:
• Gegen das Grundgesetz oder andere Gesetze verstoßendeWerbung,
• Werbung, die zu Rechtsverstößen aufruft,
• Werbung mit sexistischen, diskriminierenden oder rassistischen In-

halten.
III. Hinsichtlich der unter Ziffer II. verfügten Vorgaben wird die sofortige

Vollziehung nach § 80 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 VwGO angeordnet.

Hinweise:
Es ergehen folgende Hinweise:

Haftung und Schäden
Für alle Sach- und Personenschäden, die durch die Aufstellung entstehen,
haften dieVereine bzw. deren beauftragte Dritte und stellt die Stadt Mann-
heim sowie dieVeranstaltungen –Tourismus – Marketing: Mannheim erle-
ben GmbH von Forderungen Dritter frei.
Beseitigungspflicht nach den gesetzlichenVorschriften
Die Beseitigung unzulässiger Plakatierungen kann durch geeignete Maß-
nahmen nach den Vorschriften des Straßengesetzes und des Verwal-
tungsvollstreckungsgesetzes durchgesetzt werden.
Beseitigungskosten
Die Entfernung erfolgt auf Kosten der Partei,Wählervereinigung, Gruppie-
rung oder der Einzelkandidatur. Sie wird nach Aufwand berechnet.
Bekanntmachungshinweis:
Die Allgemeinverfügung gilt gemäß § 1 Absatz 1 der Satzung der Stadt
Mannheim über öffentliche Bekanntmachungen mit Veröffentlichung im
Amtsblatt als bekannt gemacht. Sie gilt einen Tag nach ihrer Veröffentli-
chung als bekannt gegeben.
DerText der Allgemeinverfügung mit Begründung kann auf der Homepage
der Stadt Mannheim eingesehen werden. Die in Ziffer I und II getroffenen
Anordnungen stehen in Zusammenhang mit der Bundestagswahl am
23.02.2025 und gelten in dem Zeitraum 6 Wochen vor und sieben Kalen-
dertage nach dem Wahltermin.
Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe
Widerspruch bei der Stadt Mannheim – Fachbereich Sicherheit und Ord-
nung, Karl-Ludwig-Straße 28-30, 68165 Mannheim – erhoben werden.
Mannheim, den 03.01.2025
Christian Specht
Oberbürgermeister

Tagesordnung der öffentlichen Sitzung des BezirksbeiratsWallstadt
Mittwoch, 15.01.2025, 19:00 Uhr, DJK Wallstadt

Christ-König Gemeindezentrum, Oswaldstr. 2, 68259 Mannheim
1. Vorstellung des Vereinsbeauftragten – mündlicher Bericht
2. Aktueller Sachstand Kultur- und Sportzentrum
3. Stadtbezirksbudget - mündlicher Bericht über die Verwendung der

Mittel
4. Anfragen / Verschiedenes
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